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1. Ziel und Zweck der Planung

1.1 Anlaß und Zielsetzung 

Der Bebauungsplan Nr. 301 ist seit 1962 rechtsverbindlich. Er beinhaltet 
unter anderem das für die Nahversorgung Suchsdorfs konzipierte Ladenzen­
trum am Rungholtplatz. 

Durch das stark veränderte Einkaufs- und Verbraucherverhalten entstand 
insbesondere im Lebensmitteleinzelhandel die Notwendigkeit zur Schaffung 
größerer Verkaufs- und Lagereinheiten. Die Änderung des Bebauungsplanes 
soll dieser Entwicklung Rechnung tragen und die planungsrechtlichen Vor­
aussetzungen für Laderierweiterungen, in erster Linie im zentralen Bereich 
des Lebensmittelmarktes, schaffen. 

1.2 Inhalt der Änderung 

Ein eingeschossiger Anbau an die südwestliche Front des Gebäudes Rung­
holtplatz 1 - 3 soll die notwendigen Erweiterungen ermöglichen. Das 
Flachdach dieses Baukörpers ist ganzflächig mit Raseh zu überdecken, die 
Außenwände sind mit Gerüsten für selbstrankende Pflanzen zu versehen. In 
Zusammenhang mit den erforderlichen Ersatzmaßnahmen für beanspruchte 
Spiel- und Freiflächen soll auf diese Weise eine Grünflächenplanung unter 
�aximalen gestalterischen Gesichtspunkten gewährleistet werden. 

Die begrünte Dachfläche kann - ganz oder teilweise - den Wohnungen im 1. 
Obergeschoß als Terrasse zugeschlagen werden. 

Der zusätzlich entstehende Stellplatzbedarf soll in dem Bereich abgedeckt 
werden, der bereits im rechtsverbindlichen B-Plan als ·"Vorbehaltsfläche 
für Kfz-Einstellplätze bzw. Garagen''. ausgewiesen ist. Diese Anlage wird 
planungsrechtlich um eine Garagenebene unter Erdgleiche erweitert, deren 
südö�tlichster Abschnitt als Tiefgarage völlig abzusenken und mit einer 
Rasenüberdeckung zu versehen ist. Im Bereich der oberen, sichtbaren 
Stellplatzebene sind Eingrünungsmaßnahmen vorzusehen, die in Richtung der 

.Wohngebäude sowohl optischen als auch in gewissem Umfang akustischen 
Schutz bewirken. Die vorhandene Verkehrsführung der Eckernförder Straße 
zwischen Rungholtplatz und Sylter Bogen macht eine geringfügige Verschie­
bung sowie ein Abknicken der Stellplatzanlage gegenüber der ursprüngli­
chen Bebauungsplanausweisung erforderlich. 

Für. das Gebäude Rungholtplatz 1 - 3 besteht zur Zeit eine Umfahrtmöglich­
keit an der Südwestseite für Anlieferungszwecke. Diese Situation ist mit 
ständigen Lärmemissionen verbunden und auch.aus gestalterischen Gesichts­
punkten zu bemängeln. Die Planänderung geht davon aus, daß solche Verkeh­
re künftig unterbleiben. Anlieferungsfahrzeuge erhalten die Möglichkeit, 
die Giebetseiten des Gebäudes (z. B. rückwärts) anzufahren und dort zu 
entladen. Vom Lieferfahrzeug können die Waren - bei rückwärtiger Ladenbe­
lieferung - manuell bzw. auf Rollwagen zum Lager transportiert werden. 
Zur Vermeidung von Immissionen ist dieser Transportgang zu überdachen. 
Das "Akustik-Labor-Kiel" hat über eine schalltechnische Untersuchung 
konkrete Ausführungsvorschläge erarbeitet. Danach muß das Dach mit der 
Gebäudewand verbunden sein und mindestens 2 m über die Gebäudeecke hin­
ausreichen. Zur Minderupg der Schallabstrahlung nach Südwesten, muß die 
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Unterseite der Überdachung mit einem Absorber versehen werden, der einen 
Absorbtionsgrad von mindestens 0,4 ab 500 Hz aufweist. Auf diese Weise 
ist eine deutliche Verringerung der Schallimmissionen gegenüber der heu­
tigen Situation für den Wohnbereich der Häuser am Ruhgholtplatz sowie für 
die Gebäude am Sylter Bogen zu erreichen. In den Nachtstunden - zwischen 
22.00 Uhr und 6.00 Uhr - darf keine Anlieferung erfolgen. 

Bei der Umweltverträglichkeitsprüfung kam die zuständige Arbeitsgruppe zu 
folgender Gesamtbeurteilung: "Insgesamt unbedeutende Auswirkungen auf die ', 

Wirkungsbereiche". 

1. 3 Abwägung

Im Rahmen der frühzeitigen Bürgerbeteiligung gern. § 2 a (2) BBauG hat 
sich eine große Anzahl Suchsdorfer Bürger aus dem näheren Wohnumfeld ge­
gen die Planänderung geäußert. Bemängelt wurden im wesentlichen folgende 
Auswirkungen: 

A. Eingriffe in vorhandene Grün-·und Spielbereiche,
B. Zusätzliche Immissionen durch die rückwärtige Anlieferung

(größeres Warensortiment) sowie durch die Stellplatzanlage,
C. Bestandsgefährdung der übrigen Einzelhandelsgeschäfte durch

Sortimentsvergrößerung,
D. Insgesamt Verlust an Wohnqualität, Wertminderung der Wohnungen.

Aus stadtplanerischer Sicht wird diesen Bedenken im einzelnen folgendes 
entgegengestellt: 

zu A.: Die Bebauungsplanänderung schafft in der Tat die Vorausset­
zung für eine Überbauung von Flächen, die gegenwärtig teil­
weise als Grün- und Spielflächen genutzt werden. Eine mögli­
che Ladenerweiterung muß daher verbunden sein mit der gestal­
terisch hochwertigen Erstellung entsprecpender Ersatzberei­
che. 

Zu B.: Durch die Überdachung des rückwärtigen Anlieferungsbereiches 
kann davon ausgegangen werden, daß die zu erwartenden Lkw­
und Ladegeräusche geringer als die heute vorhandenen Immis­
sionen von Pkw-Umfahrten sein werden. 

Im Hinblick auf die Stellplatzanlage erfolgt durch die Ände­
rung eine deutliche Verbesserung der planungsrechtlichen Si­
tuation. Die gegenwärtig rechtsverbindliche Ausweisung ermög­
licht den ebenerdigen Bau von ca. 90 Stellplätzen bzw. Gara­
gen ohne jede Abschirmmaßnahme gegenüber den betroffenen 
Wohngebäuden. Die Änderung schafft zwar planungsrechtlich die 
Voraussetzung für den Bau von dann ca. 130 Stellplätzen, die­
se müssen jedoch aufgrund der getroffenen Festsetzungen 
großenteils unterirdisch angelegt sowie insgesamt intensiv 
eingegrünt werden. Auf diese Weise wird ein wesentlich höhe­
res Maß an Umweltverträglichkeit geschaffen. 
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Zu C.: Das Einkaufsverhalten der Bürger und damit die Marktstruktu­
ren im Einzelhandel haben sich in den letzten Jahrzehnten 
grundlegend gewandelt. Insbesondere im Lebensmitteleinzelhan­
del ist der Trend zu größeren Verkaufseinheiten,. die am ehe­
sten in der Lage sind, mit den Verbrauchermärkten zu konkur­
rieren, unübersehbar .. Obwohl diese Läden in gewissem Umfang 
auch ihr Sortiment erweitern, zeigt die Erfahrung, daß die 
von ihnen ausgehende Magnetwirkung geradezu die Überlebensba­
sis für benachbarte Spezialgeschäfte liefert. 

zu D.: Aus den Ausführ.ungen zu A. bis C. wird bereits deutlich, daß 
durch diese Bebauungsplanänderung kein Verlust an Wohnquali­
tät und Wohnungswert erfolgen kann. Die Planung schafft viel­
mehr die Voraussetzung für die Beibehaltung und Verbesserung 
der bestehenden Situation. Als Alternative zur Erwei'terung 
des Lebensmittelmarktes wäre seine Schließung und die darauf­
hin folgende Verödung des Einkaufszentrums zu befürchten. 
Suchsdorfs Bürger wären hin.fort nicht mehr in der Lage, ihren 
täglichen Bedarf auf kur.zen·wegen im Ortsteil zu decken. Eine 
derartige Entwicklung wäre in der Tat mit deutlicher Einbuße 
an Lebensqualität gleichzusetzen und ist daher aus stadtpla­
nerischen Gesichtspunkten nicht vertretbar. 

Im Rahmen der öffentlichen Auslgegung gern. § 3 (2) BauGB wurden folgende 
Bedenken und Anregungen von der BG-Immobiliengesellschaft - als Eigentü­
mer und Verwalter der Wohnungen·am Sylter Bogen 22 - 46 - vorgebracht: 

a) Der zusätzlich ausgewiesene Kinderspielplatz, der sich teilweise auf
und insbesondere direkt neben dem Grundstück Sylter Bogen 24 befindet,
beeinträchtigt die Eigentümergemeinschaft. Er ist zudem nicht erfor­
derlich, da im Gesamtbereich des Planungsgebietes ausreichend Spiel­
plätze vorhanden sind. Darüber hinaus ist durch die Reduzierung des
eingeschossigen Ladenanbaues gegenüber der ursprünglichen Planung kein
Ersatzbedarf erkennbar.

b) Es besteht kein zusätzlicher Bedarf an Stellplätzen, da der öffentli­
che.Parkraum am Rungholtplatz mehr als ausreichend ist. Falls dennoch

· an der ausgewiesenen Stellplatzanlage festgehaltep wird, sollte sie
vollständig unterirdisch, mit Bolzplatz auf dem begrünten Dach vorge­
sehen werden.

Aus stadtplanerischer Sicht wird diesen Bedenken und Anregungen folgen­
des entgegengest�llt: 

zu a) Der zusätzlich ausgewiesene Kinderspielplatz liegt zwar an der 
Grenze des Grundstücks Sylter Bogen 24, überschreitet diese jedoch 
nicht. Er befindet sich vollständig im Grundstücksbereich des Bau­
blocks A'. 

Die vorhandene Spielplatzfläche wird durch den eingeschossigen An­
bau nur unwesentlich reduziert. Die vorgesehenen intensiven Begrü­
nungsmaßnahmen führen jedoch zu einer Verkleinerung der Spielflä­
che, die den zusätzlichen Platz erforderlich macht� Darüber hinaus 
wird die Anordnung mehrerer Spiel- und Aufenthaltsbereiche mit un­
terschiedlichem Nutzungsangebot den Interessen bzw. Aktivitäten der 
einzelnen Altersgruppen eher gerecht und sorgt für eine Bereiche­
rung des Wohnumfeldes. 
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zu b) Die Tatsache, daß am Rungholtplatz gegenwärtig ausreichend öffent­
liche Parkplätze vorhanden sind, entbindet nicht von der Verpflich­
tung, private Flächen für den ruhenden Verkehr (Stellplätze oder 
Garagen) nachzuweisen. 

Da die Bebauungsplanänderung eine zusätzliche Bebauungsmöglichkeit 
schafft, ist ein entsprechend erhöhter Stellpl�tz- bzw. Garagen­
nachweis planungsrechtlich zu erbringen. Die im bestehenden Bebau­
ungsplan ausgewiesene Fläche lediglich auf Kellerniveau abzusenken 
und mit einem begrünten Dach zu versehen, kann dieser Verpflichtung 
nicht genügen. 

Die vorgesehene Lösung erfüllt dagegen sowohl die rechtlichen als 
auch.die im Hinblick auf eine positive Wohnumfeldgestaltung anzu­
strebenden Voraussetzungen. 

Das Abwägungsergebnis fällt eindeutig zugunsten der Bebauungsplanänderung 
aus. 

( V ,__ Die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine Aufrechterhaltung der 
Versorgung Suchsdorf mit den Gütern des täglichen Bedarf� - insbesondere 
im Lebensmittelbereic�·- sind erfüllt. Die Eingriffe in den Grün- und 
Freiflächenbereich bleiben relativ gering und werden durch planerische 
und gestalterische Maßnahmen voll ausgeglichen. 

2. Maßnahmen zur Sicherung der Plandurchführung

3. 

4. 

Falls erforderlich können zur Neuordnung von Grund upd Boden angewendet 
werden: 

Die Umlegung (§§ 45 - 79 BauGB), die Grenzregelung (§§ 80 - 84 BauGB), 
die Enteignung (§§ 85 � -122 BauGB). 

Erschließungsbeiträge 

zur Deckung des anderweitig nicht gedeckten Aufwande� für Erschließungs­
anlagen werden Erschließungsbeiträge nach den§§ 127 - 135 BauGB erhoben. 
Die Stadt trägt gemäß§ 129 BauGB und der Satzung üb�r die Erhebung von 
Erschließungsbeiträgen in der jeweils gültigen Fassuhg 10 v. H. des bei­
tragsfähigen Erschließungsaufwandes. 

Kosten und Finanzierung 

Kosten für Straßen- und Wegebau sowie Entwässerung entstehen für die 
Stadt Kiel nicht. 

Dr.-Ing. Flagge 
Stadtbaurat 
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